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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 16. Feber 1983 37. Stück

8 1 . Bundesgesetz: Änderung urlaubsrechtlicher Bestimmungen im Urlaubsgesetz, Journalistengesetz,
Hausbesorgergesetz und im Bundesgesetz über die Beschäftigung von Kindern und
Jugendlichen sowie des Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetzes
(NR: GP XV RV 1275 S. 136. Einspr. d. BR: 1377 AB 1436 S. 145. BR: AB 2605
S. 430.)

8 2 . Bundesgesetz: Landarbeitsgesetz-Novelle 1982
(NR: GP XV RV 1276 S. 136. Einspr. d. BR: 1378 AB 1437 S. 145. BR: AB 2606
S. 430.)

8 3 . Bundesgesetz: Änderung des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes 1972
(NR: GP XV RV 1277 S. 136. Einspr. d. BR: 1379 AB 1438 S. 145. BR: AB 2607
S. 430.)

84 . Bundesgesetz: Änderung des Heimarbeitsgesetzes 1960
(NR: GP XV RV 1278 S. 136. Einspr. d. BR: 1380 AB 1439 S. 145. BR: AB 2608
S. 430.)

8 1 . Bundesgesetz vom 3. Feber 1983, mit
dem urlaubsrechtliche Bestimmungen im
Urlaubsgesetz, Journalistengesetz, Hausbesor-
gergesetz und im Bundesgesetz über die
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen
sowie das Hausgehilfen- und Hausangestellten-

gesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 390/1976, betref-
fend die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und
die Einführung einer Pflegefreistellung in der Fas-
sung des Artikels II des Nachtschicht-Schwerar-
beitsgesetzes, BGBl. Nr. 354/1981, wird geändert
wie folgt:

§ 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Arbeitnehmer gebührt für jedes
Arbeitsjahr ein ununterbrochener bezahlter Urlaub.
Das Urlaubsausmaß beträgt bei einer Dienstzeit
von weniger als 25 Jahren 30 Werktage und erhöht
sich nach Vollendung des 25. Jahres auf 36 Werk-
tage."

ARTIKEL II

Das Journalistengesetz, StGBl. Nr. 88/1920,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 390/1976, wird geändert wie folgt:

§ 3 hat zu lauten:

„§ 3. Die Dauer des dem Redakteur zu gewäh-
renden jährlichen Urlaubes muß mindestens 30

Werktage, nach mehr als zehnjähriger Dauer des
Arbeitsverhältnisses 39 Werktage betragen, inner-
halb welcher Zeit die festen Bezüge fortlaufen. Im
übrigen gilt Artikel I Abschnitt 1 des Bundesgeset-
zes vom 7. Juli 1976 betreffend die Vereinheitli-
chung des Urlaubsrechtes und die Einführung einer
Pflegefreistellung, BGBl. Nr. 390."

ARTIKEL III

Das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 16/1970, über den
Dienstvertrag der Hausbesorger (Hausbesorgerge-
setz), zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 390/1976, wird geändert wie folgt:

§ 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 15. (1) Dem Hausbesorger gebührt in jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub, auf den
die Vorschriften des Artikels I Abschnitt 1 des Bun-
desgesetzes vom 7. Juli 1976 betreffend die Verein-
heitlichung des Urlaubsrechtes und die Einführung
einer Pflegefreistellung, BGBl. Nr. 390, mit der
Maßgabe anzuwenden sind, daß an Stelle des
Urlaubsausmaßes von 30 Werktagen ein Urlaubs-
ausmaß von 35 Kalendertagen und an Stelle des
Urlaubsausmaßes von 36 Werktagen ein Urlaubs-
ausmaß von 42 Kalendertagen tritt."

ARTIKEL IV

Das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 146/1948, über die
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 229/1982, wird geändert wie folgt:
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§ 32 hat zu lauten:

„§ 32. (1) Der Anspruch der Jugendlichen auf
Urlaub richtet sich nach den für sie jeweils gelten-
den Urlaubsvorschriften.

(2) Auf Verlangen des Jugendlichen ist der Ver-
brauch des Urlaubes im Ausmaß von mindestens
zwölf Werktagen für die Zeit zwischen 15. Juni
und 15. September zu vereinbaren."

ARTIKEL V

Das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 235/1962, über die
Regelung des Dienstverhältnisses der Hausgehilfen
und Hausangestellten (Hausgehilfen- und Hausan-
gestelltengesetz), zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 342/1978, wird geändert wie
folgt:

§ 9 Abs. 2 hat zu lauten:

(2) Während des Urlaubes gebührt dem
Dienstnehmer neben den auf die Urlaubszeit entfal-
lenden, nach § 3 Abs. 2 abzugeltenden Sachleistun-
gen und auf den gleichen Zeitraum entfallenden
Geldbezügen ein Urlaubszuschuß. Dieser Zuschuß
beträgt bei einer für den Urlaubsanspruch anre-
chenbaren Dienstzeit von weniger als 20 Jahren das
Zweifache und nach Vollendung des 20. Jahres das
Zweieinhalbfache der monatlichen Geldbezüge."

ARTIKEL VI
Übergangsbestimmungen

(1) Das durch Artikel I bis IV vorgesehene
Urlaubsausmaß gebührt erstmals für jenes Urlaubs-
jahr, das im Jahre 1986 beginnt.

(2) Für das Urlaubsjahr, das im Jahre 1984
beginnt, beträgt das Urlaubsausmaß

1. für Arbeitnehmer, deren Urlaubsausmaß
durch das Urlaubsgesetz geregelt ist,

bei einer Dienstzeit von weniger als 20 Jah-
ren 26 Werktage,

bei einer Dienstzeit von 20 jedoch weniger
als 25 Jahren 30 Werktage,

nach Vollendung des 25. Jahres 32 Werk-
tage;

2. für Arbeitnehmer, deren Urlaubsausmaß
durch das Journalistengesetz geregelt ist,

bei einer Dienstzeit von weniger als 10 Jah-
ren 26 Werktage,

nach Vollendung des 10. Jahres 39 Werk-
tage;

3. für Arbeitnehmer, deren Urlaubsausmaß
durch das Hausbesorgergesetz geregelt ist,

bei einer Dienstzeit von weniger als 20 Jah-
ren 30 Kalendertage,

bei einer Dienstzeit von 20 jedoch weniger
als 25 Jahren 35 Kalendertage,

nach Vollendung des 25. Jahres 37 Kalen-
dertage.

(3) Für das Urlaubsjahr, das im Jahre 1985
beginnt, beträgt das Urlaubsausmaß

1. für Arbeitnehmer, deren Urlaubsausmaß
durch das Urlaubsgesetz geregelt ist,

bei einer Dienstzeit von weniger als 20 Jah-
ren 28 Werktage,

bei einer Dienstzeit von 20 aber weniger als
25 Jahren 30 Werktage,

nach Vollendung des 25. Jahres 34 Werk-
tage;

2. für Arbeitnehmer, deren Urlaubsausmaß
durch das Journalistengesetz geregelt ist,

bei einer Dienstzeit von weniger als 10 Jah-
ren 28 Werktage,

nach Vollendung des 10. Jahres 39 Werk-
tage;

3. für Arbeitnehmer, deren Urlaubsausmaß
durch das Hausbesorgergesetz geregelt ist,

bei einer Dienstzeit von weniger als 20 Jah-
ren 33 Kalendertage,

bei einer Dienstzeit von 20 aber weniger als
25 Jahren 35 Kalendertage,

nach Vollendung des 25. Jahres 40 Kalen-
dertage.

ARTIKEL VII

Anrechnung von höheren Urlaubsansprüchen

Ein das bisherige gesetzliche Urlaubsausmaß
übersteigender Anspruch, der in Normen der kol-
lektiven Rechtsgestaltung oder Einzelvereinbarun-
gen vorgesehen ist, ist auf die durch dieses Bundes-
gesetz vorgesehene Erhöhung des Urlaubsanspru-
ches anrechenbar, sofern der Anspruch nicht als
Abgeltung für erschwerende Arbeitsbedingungen,
besondere Gefährlichkeit der Arbeit oder wegen
Behinderung gewährt wurde. Durch die Anrech-
nung darf jedoch der dem Arbeitnehmer bisher
gebührende Urlaubsanspruch nicht verkürzt wer-
den.

ARTIKEL VIII

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes tre-
ten am 1. Jänner 1984 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung ist der Bundesminister
für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Kreisky

8 2 . Bundesgesetz vom 3. Feber 1983, mit
dem das Landarbeitsgesetz geändert wird

(Landarbeitsgesetz-Novelle 1982)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Änderung des Landarbeitsgesetzes

Die im Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
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Nr. 355/1981, für die Regelung des Arbeitsrechtes
in der Land- und Forstwirtschaft gemäß Artikel 12
Abs. 1 Z 6 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung der Bundes-Verfassungsgesetznovelle
1974, BGBl. Nr. 444, aufgestellten Grundsätze
werden wie folgt geändert:

1. § 65 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Dienstnehmer gebührt für jedes
Dienstjahr ein ununterbrochener bezahlter Urlaub.
Das Urlaubsausmaß beträgt bei einer Dienstzeit
von weniger als 25 Jahren 30 Werktage und erhöht
sich nach Vollendung des 25. Jahres auf 36 Werk-
tage."

2. § 76 Abs. 6 hat zu entfallen.

3. Die Absätze 7 bis 9 des § 76 erhalten die
Bezeichnung Abs. 6 bis 8.

ARTIKEL II

Übergangsbestimmungen

(1) Die Ausführungsgesetze haben vorzusehen,
daß das durch Artikel I vorgesehene Urlaubsaus-
maß erstmals für jenes Urlaubsjahr gebührt, das im
Jahre 1986 beginnt.

(2) Die Ausführungsgesetze haben vorzusehen,
daß für das Urlaubsjahr,

1. das im Jahre 1984 beginnt, bei einer Dienst-
zeit von weniger als 20 Jahren ein Urlaubsaus-
maß von 26 Werktagen,
bei einer Dienstzeit von 20 jedoch weniger als
25 Jahren von 30 Werktagen,
nach Vollendung des 25. Jahres von 32 Werk-
tagen gebührt;

2. das im Jahre 1985 beginnt, bei einer Dienst-
zeit von weniger als 20 Jahren ein Urlaubsaus-
maß von 28 Werktagen, bei einer Dienstzeit
von 20 aber weniger als 25 Jahren von
30 Werktagen,
nach Vollendung des 25. Jahres von 34 Werk-
tagen gebührt.

(3) Die Ausführungsgesetze haben vorzusehen,
daß die gesetzlichen Regelungen, die im Vergleich
zu der Etappenregelung (Abs. 2) günstiger sind,
weitergelten.

(4) Die Ausführungsgesetze können vorsehen,
daß ein das bisherige gesetzliche Urlaubsausmaß
übersteigender Anspruch, der durch Normen der
kollektiven Rechtsgestaltung oder Einzelvereinba-
rung vorgesehen ist, auf die durch dieses Bundesge-
setz vorgesehene Erhöhung des Urlaubsanspruches
anrechenbar ist, sofern der Anspruch nicht als
Abgeltung für erschwerende Arbeitsbedingungen,
besondere Gefährlichkeit der Arbeit oder Behinde-
rung gewährt wird. Durch die Anrechnung darf
sich jedoch keine Verringerung des dem Dienst-
nehmer bisher gebührenden Anspruches ergeben.

ARTIKEL III

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt gegenüber den Län-
dern für die Ausführungsgesetzgebung mit 1. Juli
1983, im übrigen in jedem Bundesland gleichzeitig
mit dem in dem betreffenden Bundesland erlasse-
nen Ausführungsgesetz in Kraft.

(2) Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
Grundsätzen der Artikel I und II sind binnen
6 Monaten nach Kundmachung dieses Bundesge-
setzes zu erlassen.

(3) Mit der Wahrung der dem Bund gemäß Arti-
kel 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
zustehenden Rechte ist der Bundesminister für
soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Kreisky

8 3 . Bundesgesetz vom 3. Feber 1983, mit
dem das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972 geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972, BGBl.
Nr. 414, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 393/1976, wird geändert wie folgt:

§ 4 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Nach Beschäftigungszeiten von jeweils 46
Anwartschaftswochen (Anwartschaftsperiode) ge-
bührt dem Arbeitnehmer ein Urlaub von 30 Werk-
tagen; er erhöht sich auf 36 Werktage, wenn
Beschäftigungszeiten von mindestens 1 150
Anwartschaftswochen erreicht wurden."

ARTIKEL II

Übergangsbestimmungen

(1) Der Urlaubsanspruch gemäß Artikel I
gebührt erstmals für jene Anwartschaftsperiode,
deren Anwartschaftswochen überwiegend nach
dem 29. Dezember 1985 liegen.

(2) Für die Anwartschaftsperiode, deren Anwart-
schaftswochen überwiegend nach dem 1. Jänner
1984 liegen, beträgt das Urlaubsausmaß:

1. nach Beschäftigungszeiten von jeweils 46
Anwartschaftswochen (Anwartschaftsperiode)
26 Werktage;

2. nach Beschäftigungszeiten von mindestens
920 Anwartschaftswochen, aber noch nicht
1 150 Anwartschaftswochen 30 Werktage;

3. nach Beschäftigungszeiten von mindestens
1 150 Anwartschaftswochen 32 Werktage.
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(3) Für die Anwartschaftsperiode, deren Anwart-
schafts-wochen überwiegend nach dem 30. Dezem-
ber 1984 liegen, beträgt das Urlaubsausmaß:

1. nach Beschäftigungszeiten von jeweils 46
Anwartschaftswochen (Anwartschaftsperiode)
28 Werktage;

2. nach Beschäftigungszeiten von mindestens
920 Anwartschaftswochen, aber noch nicht
1 150 Anwartschaftswochen 30 Werktage;

3. nach Beschäftigungszeiten von mindestens
1 150 Anwartschaftswochen 34 Werktage.

(4) Zwei Werktage des Urlaubsausmaßes nach
Abs. 2 Z 1 und 3 sind ungeteilt unmittelbar an
einen gemäß § 7 Abs. 1 zu verbrauchenden Urlaub
anzuschließen; gleiches gilt für vier Werktage des
Urlaubsausmaßes nach Abs. 3 Z 1 und 3.

ARTIKEL III

Anrechnung von höheren Urlaubsansprüchen

Ein das bisherige gesetzliche Urlaubsausmaß
übersteigender Anspruch, der in Normen der kol-
lektiven Rechtsgestaltung oder Einzelvereinbarun-
gen vorgesehen ist, ist auf die durch dieses Bundes-
gesetz vorgesehene Erhöhung des Urlaubsanspru-
ches anrechenbar, sofern der Anspruch nicht als
Abgeltung für erschwerende Arbeitsbedingungen,
besondere Gefährlichkeit der Arbeit oder wegen
Behinderung gewährt wurde. Durch die Anrech-
nung darf jedoch der dem Arbeitnehmer bisher
gebührende Urlaubsanspruch nicht verkürzt wer-
den.

ARTIKEL IV

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes tre-
ten mit 1. Jänner 1984 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes können bereits von dem sei-
ner Kundmachung folgenden Tag an erlassen wer-
den. Diese Verordnungen können frühestens mit
1. Jänner 1984 in Kraft gesetzt werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger

Kreisky

8 4 . Bundesgesetz vom 3. Feber 1983, mit
dem das Heimarbeitsgesetz 1960 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl.
Nr. 105/1961, zuletzt geändert durch das Bundes-

gesetz BGBl. Nr. 391/1976, wird geändert wie
folgt:

1. § 20 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Das Ausmaß des Urlaubes beträgt für jeden
Monat des Beschäftigungsverhältnisses, für den ein
Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde, zweiein-
halb Werktage; hat das Beschäftigungsverhältnis
ununterbrochen mehr als 25 Jahre (300 Monate)
gedauert, so erhöht sich das Urlaubsausmaß auf
drei Werktage."

2. § 22 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das Urlaubsentgelt beträgt bei einem
Urlaubsausmaß (§ 20 Abs. 3) von zweieinhalb
Werktagen für jeden Monat des Beschäftigungsver-
hältnisses 10 vH und bei einem Urlaubsausmaß von
drei Werktagen 12 vH des Arbeitsentgeltes, das für
den Urlaubszeitraum (§ 20 Abs. 2) gebührt hat."

3. § 26 Abs. 2 zweiter und dritter Satz haben zu
lauten:

„Der Zuschlag muß mit mindestens 10 vH bemes-
sen sein. Liegt eine solche Festsetzung nicht vor,
beträgt der Zuschlag 10 vH."

ARTIKEL II

Übergangsbestimmungen

(1) Das Urlaubsausmaß gemäß Artikel I Z 1 und
das Urlaubsentgelt gemäß Artikel I Z 2 gebühren
erstmals für jenen Urlaubszeitraum (§ 20 Abs. 2),
der im Jahr 1986 beginnt; der Zuschlag gemäß
Artikel I Z 3 (§ 26 Abs. 2 zweiter und dritter Satz)
gebührt erstmals im Jahr 1986.

(2) Ab dem Urlaubszeitraum, der im Jahr 1984
beginnt, beträgt das Urlaubsausmaß:

1. zwei Werktage für jeden Monat des Beschäf-
tigungsverhältnisses, für den ein Urlaubsan-
spruch nicht verbraucht wurde, zusätzlich
einem Werktag für jeweils sechs Monate,
wobei das Urlaubsentgelt 8,67 vH beträgt;

2. zweieinhalb Werktage für jeden Monat des
Beschäftigungsverhältnisses, für den ein
Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde,
sofern das Beschäftigungsverhältnis ununter-
brochen mehr als 20 Jahre (240 Monate), aber
noch nicht mehr als 25 Jahre (300 Monate)
gedauert hat, wobei das Urlaubsentgelt 10 vH
beträgt;

3. zweieinhalb Werktage für jeden Monat des
Beschäftigungsverhältnisses, für den ein
Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde,
zusätzlich einem Werktag für jeweils sechs
Monate, sofern das Beschäftigungsverhältnis
ununterbrochen mehr als 25 Jahre (300
Monate) gedauert hat, wobei das Urlaubsent-
gelt 10,67 vH beträgt.

(3) Ab dem Urlaubszeitraum, der im Jahr 1985
beginnt, beträgt das Urlaubsausmaß:
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1. zwei Werktage für jeden Monat des Beschäf-
tigungsverhältnisses, für den ein Urlaubsan-
spruch nicht verbraucht wurde, zusätzlich
einem Urlaubstag für jeweils drei Monate,
wobei das Urlaubsentgelt 9,33 vH beträgt;

2. zweieinhalb Werktage für jeden Monat des
Beschäftigungsverhältnisses, für den ein
Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde,
sofern das Beschäftigungsverhältnis ununter-
brochen mehr als 20 Jahre (240 Monate), aber
noch nicht mehr als 25 Jahre (300 Monate)
gedauert hat, wobei das Urlaubsentgelt 10 vH
beträgt;

3. zweieinhalb Werktage für jeden Monat des
Beschäftigungsverhältnisses, für den ein
Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde,
zusätzlich einem Urlaubstag für jeweils drei
Monate, sofern das Beschäftigungsverhältnis
ununterbrochen mehr als 25 Jahre (300
Monate) gedauert hat, wobei das Urlaubsent-
gelt 11,33 vH beträgt.

(4) Der Zuschlag gemäß § 26 Abs. 2 zweiter und
dritter Satz für Zwischenmeister und Mittelsperso-
nen beträgt für das Jahr 1984 8,67 vH und für das
Jahr 1985 9,33 vH.

ARTIKEL III
Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes tre-
ten mit 1. Jänner 1984 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes können bereits von dem sei-
ner Kundmachung folgenden Tag an erlassen wer-
den. Diese Verordnungen können frühestens mit
1. Jänner 1984 in Kraft gesetzt werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger

Kreisky
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